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Zustimmung gesichert

Zwiespältige Erinnerungskultur

SPD-Mitgliedervotum zum Koalitionsvertrag beendet. Kandidatur Eskens für 
Parteivorstand unklar. Von Kristian Stemmler

Studie untersucht Haltung von BRD-Bürgern zur Nazivergangenheit. 38 Prozent für »Schlussstrich«

CDU und CSU haben den Weg 
für eine »schwarz-rote« Ko-
alition frei gemacht und am 

Montag ihre Kandidaten für die zehn 
Ministerposten benannt, die den beiden 
Parteien zustehen. Somit fehlte nur noch 
die Zustimmung der SPD-Basis zum 
Koalitionsvertrag mit der Union. Am 
Dienstag um 23.59 Uhr sollte die Ab-
stimmung der 358.000 Mitglieder en-
den, an diesem Mittwoch das Ergebnis 
verkündet werden. Auch wenn es hier 
und da Widerspruch gab, wie von den 
Jusos, und die SPD in der 144 Seiten 
starken Vereinbarung einige »Kröten« 
schlucken muss, etwa beim sogenann-
ten Bürgergeld, ist mit einer deutlichen 
Mehrheit für den Vertrag zu rechnen. 
Erfahrungsgemäß zählt der Machterhalt 
bei den Sozialdemokraten mehr als in-
haltliche Bedenken.

Bei der Mitgliederbefragung ist 
neben der Stimmenmehrheit die Betei-
ligung von 20 Prozent der SPD-Mitglie-
der erforderlich. Dieses Quorum sei be-
reits erreicht, berichtete dpa am Montag. 
Das sei jedoch »kein Grund, sich jetzt 
die nächsten Stunden zurückzulehnen, 
wenn man noch nicht abgestimmt hat«, 
sagte Generalsekretär Matthias Miersch. 
Wenn das Mitgliedervotum wie erwartet 
ausgeht, will die SPD am kommenden 
Montag – einen Tag vor der geplanten 
Wahl von CDU-Chef Friedrich Merz 
zum Bundeskanzler – ihre sieben Minis-
ter bekanntgeben.

Der SPD-Politiker Ulf Kämpfer, 
Oberbürgermeister von Kiel, rechnet 
mit einem Ja zu »Schwarz-Rot«. Unter 
den Mitgliedern herrsche zwar »teils 
eine große Unsicherheit«, jedoch gäbe 
es »auch die Bereitschaft, am Entschei-
dungsprozess konstruktiv mitzuwir-
ken«, erklärte er am Montag gegenüber 
Bild. Ein Kanzler Merz und der offen-
bar designierte Unionsfraktionschef 

Jens Spahn seien allerdings »für viele 
Mitglieder noch immer ein rotes Tuch«, 
sagte Kämpfer. Durch das gemeinsame 
Abstimmen der Union mit der AfD im 
Bundestag im Januar sei viel Vertrauen 
verlorengegangen.

Offen ist weiterhin, wie es mit der 
SPD-Kovorsitzenden Saskia Esken wei-
tergeht. Anders als im Jahr 2023 hat der 
Landesvorstand der baden-württember-
gischen SPD Esken nicht mehr für den 
Bundesvorstand nominiert, da die Partei-
vorsitzende keine Kandidatur vorgelegt 
hatte. Das Gremium schlug dpa zufolge 
neben Landeschef Andreas Stoch die 
Bundestagsabgeordneten Katja Mast 
und Isabel Cademartori als mögliche 
Vorstandsmitglieder vor.

Stoch erklärte, »in Absprache mit 
Saskia Esken« sei dieses Votum kei-
ne Vorentscheidung für die Frage, 
ob diese wieder als Parteivorsitzen-
de kandidieren werde. Esken könnte 
auch ohne Nominierung durch ihren 
Heimatverband noch vom Bundes-
vorstand nominiert werden oder auf 
einem Parteitag spontan kandidieren. 
Die Parteiführung wird im Juni neu 
gewählt.

In der CDU geht unterdessen die 
Debatte über die Kandidaten für die 
Ministerposten der Partei weiter. Der 
designierte Kanzleramtsminister 
Thorsten Frei lobte Merz’ Kabinetts-
liste. Im ZDF-»Heute-Journal« erklär-
te er, die Ministerriege sei eine »gute 

Abbildung der Volkspartei«. Parteivi-
ze Karl-Josef Laumann wies indes die 
Kritik des »Arbeitnehmerflügels«, der 
Christlich-Demokratischen Arbeitneh-
merschaft (CDA), an der Bestückung 
der Ministerposten zurück.

Merz habe »ein gutes Kabinett 
zusammengestellt«, sagte der NRW-
Arbeitsminister, der bis zum vergan-
genen Jahr 19 Jahre lang an der Spit-
ze der CDA stand, am Dienstag der 
Rheinischen Post. Der aktuelle CDA-
Vorsitzende Dennis Radtke hatte am 
Montag gegenüber der Süddeutschen 
Zeitung erklärt, er finde es »befremd-
lich und falsch, dass kein Vertreter der 
christlich-sozialen Wurzel unserer 
Partei Teil des Kabinetts ist«.

Anlässlich des Endes des Zwei-
ten Weltkriegs und der Be-
freiung von Vernichtungs- und 

Konzentrationslagern wie Auschwitz 
und Buchenwald vor 80 Jahren hat die 
Stiftung Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft (EVZ) am Dienstag ihre 
»Gedenkanstoß Memo-Studie« veröf-
fentlicht, die  – so die Darstellung der 
EVZ – eine »Diagnose zum Stand des 
kritischen Geschichtsbewusstseins in 
Deutschland« darstellen soll. Im Auf-
trag der Stiftung hatte das Institut für in-
terdisziplinäre Konflikt- und Gewaltfor-
schung der Universität Bielefeld im Ok-
tober 2024 insgesamt 3.911 Menschen 

befragt. Die Autoren der Studie, die 
»die deutsche Wohnbevölkerung mög-
lichst genau repräsentieren« will, ha-
ben dafür Personen mit »dauerhaftem 
Wohnsitz« in der BRD – mit und ohne 
deutscher Staatsbürgerschaft  – einen 
Onlinefragebogen vorgelegt, wie die 
Stiftung erklärte.

Doch wie steht es um die hiesige 
Erinnerungskultur zur Nazivergan-
genheit? Zwar gaben 42,8 Prozent der 
Befragten an, es sei ihnen wichtig, an 
die Verbrechen des deutschen Faschis-
mus zu erinnern. Allerdings stimmten 
auch 20,7 Prozent der Teilnehmer der 
Aussage zu, es sei in Ordnung, wenn 

künftige Generationen sich nicht mehr 
mit der Nazizeit auseinandersetzen wür-
den. 38,1 Prozent fanden sogar einen 
»Schlussstrich« – so die Formulierung 
der Umfrage  – für richtig. Zwar lehn-
ten 37,2 Prozent der Befragten diesen 
wiederum ab, allerdings stimmten auch 
44,8 Prozent der Aussage »Ich ärgere 
mich darüber, dass den Deutschen auch 
heute noch die Verbrechen an den Juden 
vorgehalten werden« zu.

Allerdings wollen sechs von zehn Be-
fragten – also 58,2 Prozent – die AfD 
nicht wählen. Tatsächlich sagten sogar 
rund 50 Prozent, die AfD sei ähnlich 
bedrohlich für die deutsche Gesell-
schaft wie früher die NSDAP. 57,7 Pro-
zent hielten es für richtig, die AfD als 
»rechtsextrem« zu bezeichnen. So er-
klärte Martina Staats – Leiterin der Ge-
denkstätte in der JVA Wolfenbüttel – in 
der Studie: »Die gegenwärtige gesell-
schaftliche Situation« sei auf keinen 
Fall mit der von 1933 vergleichbar. Denn 
im »Gegensatz zur Gesellschaft Anfang 
der 1930er Jahre« sei die BRD nicht 
»von existentiellen Weltwirtschaftskri-
sen und einer Weltkriegserfahrung be-
troffen«, so die Gedenkstättenleiterin. 
Demgegenüber steht, dass 44,1 Prozent 
der Studienteilnehmer der Aussage 
»Wir brauchen starke Führungsperso-

nen, damit wir in der Gesellschaft sicher 
leben können« zustimmten.

Aus Sicht von Joseph Wilson, Fach-
referent der Stiftung, zeige die Studie, 
dass »antisemitische Einstellungen« in 
der Gesellschaft »präsent« seien. »Teils/
teils«-Zustimmungswerte verdeutlichen 
zudem, so Wilson, dass »einzelne Ver-
satzstücke antisemitischer Narrative 
auch dort präsent sind, wo Menschen 
antisemitischen Aussagen nicht zustim-
men«. So stimmten 25,9 Prozent der 
Befragten der Aussage zu: »Die Juden 
nutzen die Erinnerung an den Holo-
caust heute für ihren eigenen Vorteil 
aus.« Die Behauptung »Juden haben in 
Deutschland zu viel Einfluss« trugen 
12,3 Prozent der Befragten mit. Das wa-
ren deutlich mehr als in vergleichbaren 
»Memo«-Studien 2022 (3,2 Prozent) 
und 2020 (2,4 Prozent). In der jetzigen 
Studie sagten zudem 44,4 Prozent der 
Befragten, sie sähen es als persönliche 
Verantwortung, solidarisch mit Juden in 
Deutschland zu sein, 23,3 Prozent lehn-
ten dies ab, 32,1 Prozent antworteten mit 
teils/teils. 39,8 Prozent der Befragten 
widersprachen der Aussage »Deutsch-
land hat eine besondere Verpflichtung 
gegenüber Israel«. Zustimmung fand 
sie bei 28,5 Prozent der Befragten.

 Max Ongsiek

Hamburg: NSU-Akten 
vorenthalten
Hamburg. Zu der wissenschaft-
lichen Aufarbeitung der Ermor-
dung von Süleyman Taşköprü 
durch den »Nationalsozialisti-
schen Untergrund« am 27. Juni 
2001 in Hamburg werden dem 
von der »rot-grünen« Regie-
rungskoalition beauftragten 
Forschungsteam Informationen 
vorenthalten. Das geht aus einer 
kleinen Anfrage des Linke-Ab-
geordneten Deniz Çelik hervor, 
wie die Fraktion der Partei in 
der Hamburgischen Bürger-
schaft am Dienstag mitteilte. 
Demnach hätten die Forscher 
von der Polizei ausschließlich 
Akten erhalten, die den ver-
schiedenen Untersuchungs-
ausschüssen bereits vorgelegt 
wurden. Das Landesamt für 
Verfassungsschutz habe nur 
vorausgewählte und umfassend 
geschwärzte Informationen 
bereitgestellt; Angaben zu 
etwaigen V-Leuten seien nicht 
freigegeben worden.  (jW)

Fall Krah: Anklage 
gegen Exmitarbeiter
Karlsruhe. Die Bundesanwalt-
schaft hat einen früheren Mit-
arbeiter des AfD-Politikers 
Maximilian Krah und eine 
mutmaßliche Komplizin 
wegen Spionage für einen 
chinesischen Geheimdienst an-
geklagt. Der Deutsche Jian G. 
soll wiederholt Informationen 
über Verhandlungen und Ent-
scheidungen im EU-Parlament 
weitergegeben und chinesische 
Staatsbürger in der BRD aus-
gespäht sowie Informationen 
über führende AfD-Politiker 
zusammengetragen haben. Die 
Bundesanwaltschaft hatte ihn 
im April 2024 in Dresden fest-
nehmen lassen. Nach der Fest-
nahme der Chinesin erklärte 
Krah über den Kurznachrich-
tendienst X, es gebe keinerlei 
Zusammenhang zu seiner Tä-
tigkeit. Die Beschuldigte habe 
nur mit seinem Exmitarbeiter 
kommuniziert.  (dpa/jW)

Noch sind sie Kovorsitzende: Lars Klingbeil und Saskia Esken bei der SPD-Dialogkonferenz in Baunatal (26.4.2025)
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Zitat des Tages

Exbundespräsident  Joachim 
Gauck äußerte sich am 

 Dienstag im Blog »Gedanken 
aus Washington D. C.« zur 

Kriegsertüchtigung Deutsch-
lands und Europas. Man müsse 

sich »emotional, moralisch, 
politisch« auf Aufrüstung 

 vorbereiten.

Was mich besorgt, ist 
nicht allein die militä-
rische Schwäche, son-

dern die mentale.
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M indest loh nric htlin ie ju rist isc h 

für  nicht ig zu er klä ren

US A und Armen ien  

un ter zeichn en Ab kommen

W ash i ng to n, D.C . Die  USA und Arme-

nien haben am Dienstag abend e in 

umfassendes »Sicherheitsabkom-

men« unterze ichnet. Nach e inem 

gemeins amen Mil itä rmanöver  i m 

vergangenen Sommer  in Ar menien 

sei e in »Kommitee  für str ategis che  

Partne rschaft« ins Leben gerufen 

worden, das die  Beziehungen in 

den Ber eichen »Verte idigung, W irt-

scha ft und Demokr a tie« s tä rken 

sollte , e rklärte  der  s che idende  US -

Außenminist er  Antony Blinken. 

Armenien und die  Vere inigten 

Staaten s eien »zunehmend s tar ke 

Par tner«, das  L and werde  sich auch 

der  Koalition gegen di e Dschiha -

distenmili z »Is lami scher Staa t« 

anschl ießen. Das  nun geschl ossene  

Abkommen bes iege lt  die  Abkehr 

Armeniens  von s einer  l angjährigen 

traditionellen Schutzmacht  Rus s-

land. In de r  ver gangenen Woche 

hatt e die  Regierung auch e in Ges etz  

f ür einen E U-B eitritt in
s Parlament 

B ide n kündig t Strei chung der Inselre publi k von »Terrorliste« an. Hav anna begrüßt de n 
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Wettlauf na ch Kiew

Brit isch er  Pr emier sch ließ t Ve rt rag  

ü ber  »100jäh rige  Par tne rsc haf t« 

mit Uk rain e 

Absch ied vo n Algerien

F ran kr eic hs Staa ts ch ef  E mma nue l 

Ma cr on a rb eit et sich  plötzlich  an 

de r fr üh eren  Ko lonie  ab 

Google goes Du mmer storf

In n ord deu tsch er Pr ovinz so ll Eu rop as 

»KI-Haup t stad t« ent st ehen. 

US-Techgig ant en  in ter essier t

Abschie d vo n der Bühne

Die O st b erlin er Ban d Pan ko w be fin -

det  sich  n ach 4 4  Ja hren  auf  

ihre r letzte n Konzer ttour

M
indestens 70 M ens chen 

sind seit der Ankündigung 

eines Waf fens tillstands  im 

Gazas trei fen, der am Sonntag in Kraf t 

treten soll, bei  israelis chen M assa-

kern getötet wor den. Mehr als  200  

wur den zudem s eit  B ekanntwerden 

des Abkom mens  am Mit twoch abend 

verl etzt, s o der  Zivils chutz im Gaza-

streifen. Unter  den Getöteten waren 

mindes tens  1 9 Kinder  und 24 Frau-

en. Zum Ziel is raelis cher Bombarde-

ments  wurden unter anderem die Al-

Saitun- Schule im Norden der Küsten-

enklave, in der  vertri ebene Palästinen-

s er unter gebracht war en, und ein Haus 

in der Nähe des Ingenieurssyndikat s 

wes tlich von Gaza- Stadt.

Derweil  ver sucht  die Regierung 

Netanjahu of fenbar, die Eini gung zu 

torpedieren. Die Hamas  breche »Teile 

der Vereinbar ung, die mit den Ver -

mittl er n und Is rael  getroffen wurde, 

um Z uges tändnis se in letzter Minute 

zu erpr ess en«, s o das B ür o des M ini s-

terpr äs identen. Ei ne für Donners tag 

vor mittag gepl ante Sitzung des Ka-

binetts  wurde vers choben, »bi s die 

Vermittler  Is rael darüber in Kenntnis  

gesetzt  haben, dass  die Hamas  alle 

El emente der Ver einbarung akzeptiert 

hat« . Das Hamas -Politbüromitglied 

I sat Al-R ischk betonte allerdings , 

man s ei den Bedingungen des Waffen-

s till stands  »verpf lichtet«. Außer dem 

hieß es  von palästinensis cher Seite , 

I sr ael weigere s ich, eine Kar te für  sei-

nen Abzug vorzulegen.

Das von den Vermittlern Katar und 

USA am  Mittwoch vorgestellte Ab-

komm en is t in drei Phas en unterteilt: 

In der er sten sechs wöchigen Phase 

sollen 33 is raelis che Geis eln, insbe-

sonder e Frauen, Kinder, ältere Men-

schen, Zivilis ten und Verwundete, 

fr eigelass en werden. Insgesamt befi n-

den s ich noch 98 Geiseln i m Gaza-

s treif en. Im Gegenzug werde Israel 

Hunderte palästi nensi sche Gef ange-

ne, nach Angaben der  Ham as s ogar 

etwa taus end, aus  seinen Gefäng-

niss en entl ass en. Nach Angaben des 

noch amtierenden US-Pr äs identen 

J os eph Biden umfass t P hase eins  auch 

»einen vollständigen Waffenstills tand 

und den Rückzug der is raelischen 

Str eit kräft e aus allen bes iedelten Ge-

bieten des Gazas treifens «. Zudem 

solle die humanitär e Hilfe erhöht  wer -

den. All erdings dürfen s ich israelische 

Soldaten gemäß dem Abkommen wei -

ter hin bis  zu 800 Meter tief  innerhalb 

der  Küs tenenklave auf hal ten und da-

mit fakti sch eine P uffer zone aufr echt-

erhalten.

Detail s zu den Phas en zwei und 

drei werden den kataris chen Ver hand-

lern zufolge ers t noch ausgehandelt. 

L aut B iden sollen dann all e Geis eln 

freigel as sen und alle Soldaten abge-

zogen wer den. Aus dem vorl äufigen 

solle ein dauer hafter Waffenstil lstand 

werden, s chli eßlich s ollten  auch die 

Lei chen der getöteten Geis eln ihren 

Famil ien übergeben und der  Wieder -

auf bau des Gazas trei fens  eingeleitet 

werden. Uneinigkeit herrs cht über die 

Fr age, wer das  Gebiet in Zukunft re-

gieren s oll .

Der  tat sächli che Grund für das  is-

raelis che Zögern, dem Abkommen 

zuzustimmen, dürften die beiden ex-

trem rechten Minis ter B ezalel  Smo-

tr ich (Finanzen) und I tamar Ben- Gvir 

( Sich erheit) s ein. B eide haben sich 

gegen den Deal ausgesprochen und 

damit gedroht, die Regierung platzen 

zu las s en. S mot rich und einige M it-

gl ieder s einer Partei  f order ten laut  Je-

diot Aharonot von Netanjahu Garan -

tien, dass  der  Kr ieg nach Ablauf von 

Phase eins  bis  zur  Ver nichtung der 

Hamas  wiederauf genommen werde. 

Ins bes onder e Smotr ich is t Verfechter 

eines »Gr oßis rael«, das neben dem 

Gazas treifen und dem West jor dan-

lan d auch Teile J ordaniens , Syriens, 

des  L ibanon, des  Irak, Ägyptens  und 

S audi-Arabiens umfas s en soll.

Siehe Seit en 7  und 8

Jugend ohne Geld
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Bu lg ar ien :  Pa rl ament 

b estätig t Koali tio n

So fia. Nach über  drei Jahr en poli-

tischer Kr ise hat das Parlament in 

Bulgarien am Donners tag die neue 

Regierungs koalition bestätigt. Nach 

den Wor ten des neuen M inis ter-

präs identen Ross en Jelias kow s ind 

di e Prioritäten der Regierung ein 

ausgeglichener  Haushalt, aber  »vor 

a llem der erfolgrei che Abs chluss 

der Bemühungen zum Eintritt in 

di e Euro-Zone«. 20 21 hatten Anti-

kor ruptionsproteste die damalige  R e-

gier ung von Bojko Boris sow zu Fall 

gebracht. Seit her fanden s ieben Par-

lamentswahlen s ta tt. B ei der le tzten 

im Oktober 20 24 gewann die konser-

vat ive GER B-Partei  von Boris sow 

mit 25 P rozent der  S timmen, e ine 

e igene Mehrheit fehl te ihr aber  er-

neut. Nach s chwierigen Verhandlun-

gen bildete die GERB  eine Koalition 

mit der sozialis tischen BSP und der 

populistis chen »Antisystemparte i« 

I TN, unterstütz t von einer türkischen 

Minderheitenparte i.  
(AF P/ jW

)

Vo r  M agd ebu rg er Anschla g: 

110 Vor gä nge zum T äter

Be rlin . Knapp vier  Wochen nach dem 

Anschlag von Magdeburg wird im-

mer deutlicher, dass  deutsche Sicher -

heits behörden über Jahre hinweg 

mit dem s päteren Attentä ter  befass t 

war en. Auf 16 Sei ten listet e ine auf  

den 13. J anuar datierte und als Ver-

schlus ssache einges tuf te Chronolo-

gie , die dpa am Donnerstag vorlag, 

insges amt 11 0 Vorf älle  auf. Der 

B ericht s tammt aus dem B undes -

innenministerium. Er  zeigt, dass  die  

Z ahl der B ehördenvor gänge r und um 

den aus Saudi-Arabien s tammenden 

Taleb A. vor dess en Ans chlag auf 

den W eihnachtsmarkt  deutlich höher 

lag als bislang bekannt . Bundes in-

nenministerin Nancy Faeser (SPD)  

informierte am Donners tag erneut 

hint er  ver schloss enen Tür en den In-

nenausschus s des  Bundestages  über 

die  Ermit tlungen. Zugegen waren da-

bei wieder BND-Chef  Bruno Kahl, 

Sinan Selen, der Vizepräsident des  

Bundes amtes für Verfas sungsschutz , 

und BKA-Präsident Holger Münch. 

 

(dp a/jW )

Von Israel aus gebombt und aus gehunge rt : I m Gaz as treifen ste ht  kaum mehr ein Stein auf dem ander en  ( Kha n Junis , 16.1.2025)
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Hohe Armutsq uote bei den unter 25jähri gen. Immer mehr junge  Menschen w ohnungslos

D
ie Armut wächst, und junge 

Mens chen sind s tark davon 

betr of fen. Die B undesarbeits -

gemeinschaf t Kat holis che J ugend-

sozialarbeit  (B AG KJ S) hat auf der  

Basis  des M ikrozensus Daten dazu 

aus gewertet: Danach war 2023 rund 

ein Viertel aller 18 bis  24j ähr igen ar-

mutsgefährdet.

Laut dem »Monitor Jugendarmut in 

Deutschland« der BAG KJS lag die 

Quote der Armutsgefähr dung bei den 

unt er 1 8jährigen im vorver gangenen 

J ahr bei etwa 21 Prozent. Der Wert gibt 

den Ant eil der Menschen an, der über  

weniger als sechzig Prozent des mittle-

ren E inkommens verfügt. 2023 lag die-

ser Schwellenwer t nach Angaben des 

Statistis chen B undes amtes bei 1.310 

E ur o m onatlich. Insgesamt  war en in 

dem Jahr an die zwölf  Mi llionen Men-

s chen ar muts gefährdet. Große Sorgen 

bereitet vielen Jugendlichen die Miet-

pr ei sentwicklung, berichtet die B AG 

KJ S mit Verweis auf  die »Tr endstudie 

Jugend i n Deutschland 2024«. Dor t 

hatten 54 Prozent der  Befragt en ange-

geben, dass  ihnen die hohen Kos ten für 

Wohnraum Angs t machen. 2023 galt 

jeder zweite Auszubildende als  über-

lastet durch die M iete. B ei Studieren-

den waren es zwei  Drittel, die mehr 

als vierzig Pr ozent ihres  Ei nkommens  

für Wohnkosten aufwenden mussten. 

Dies e Entwickl ung treibt immer mehr 

junge Menschen in die Wohnungslo-

sigkeit. I m vergangenen Jahr waren 

vierzig Prozent der  in Einrichtungen 

untergebrachten wohnungslos en M en-

s chen jünger al s 25 Jahre.

Mater iell e Armut bedeutet weite-

re Nachteile in verschiedenen gesell-

s chaf tlichen Ber eichen, stellt die BAG 

KJ S in ihrem Monitor f est. So hätten 

Kinder aus  einkommens schwachen 

Ver hältnissen »im deuts chen B ildungs-

sys tem von Anfang an schlechtere Kar-

ten – mit lebenslangen Folgen«. Im 

weiteren Verlauf des  Lebens  stießen 

di ese M enschen nicht  nur immer wie-

der  an fi nanzielle Gr enzen, sonder n 

auch an Barr ieren bei der Beantragung 

von Hi lfeleist ungen oder den Ver su-

chen, am s ozialen L eben teilzuhaben. 

Wer über wenig Geld verfügt und stän-

dig ausgegrenzt wir d, sei zudem von 

körper lichen und ps ychischen Belas-

tungen betroff en, so die Organisation.

 

Gu dru n  Gie s e
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Feuerpause 

unter Feuer

Gazakrieg geht  trotz 

angekündi gter Waffenruhe 

we it er.  Isr aels Ul trarechte 

droht  mit Ende de r 

Regierungskoalition.  

Vo n Wi eb ke Die hl
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Flieg end e Kill er

Töten durch V R-Brille: Neuere Ent -

wic klungen in der Drohnent ec hno-

logie haben den Krieg in der U kraine 

fundamental verändert.  

Von Lars Lange

RE
UT

ER
S/

ST
R

ING
ER

S ol i da ri tät jetz t: 3.000 A bo s fü r  d ie  Pr e ssefr e ihei t! S i eh e  S ei te 6

erlaubt, von Havanna  Entschädigungen 

zu verlangen und gegen vermeintliche 
aufnahme Kubas  auf die  »Terr orli ste« 

stellte  eine  der le tzten Amtshandlungen 

vielen von i hnen um Personen handele, 

die im Rahmen der P roteste  2021 inhaf

tier t worden war en.

US-Dollar. Kuba befindet s ich heute  

in einer der  s chwer sten Krisen seit 

dem Sieg der Revolution.

Deu tsche Wir tschaft in der Dauerkrise
belas tbare  Erkenntniss e zur  Echt

heit dieser Sichtungen und zur Her

kunft der  Drohnen gibt es nicht. 

 

Das B ruttoinlandsprod ukt s inkt  2024 um 0,2 P rozen t. Kapitalverbände fordern Reformen

D
ie deutsche Volkswir tschaft 

steckt weiter knieti ef  in der 

Kris e. Die Wirtschafts leis-

tung s chrumpfte 2024 das  zweite 

Jahr  in  Fol ge. Das B ruttoinlands-

produkt ( BIP ) sank nach akt uellen 

Schätzungen des  Statist ischen Bun-

desamts um 0,2 Prozent gegenüber 

dem Vor jahr. Schon 2023 war das  

B IP zurückgegangen. »Die Schwä-

che der deutschen Wir tschaft is t 

chronis ch geword en«, befand Ifo-

P räs ident C lemens  F uest. Z unahme 

der In solvenzen, Indus trieflaut e, 

Aut okr is e, ges trichene Jobs . Die 

schlech ten Nachri chten häuf en s ich. 

Di e B undes bank rechnet für  2025 

nur mit einem Mi nim al wachs tum 

von 0,2 P rozent.

Im  vergangenen Jahr macht e s ich 

die Kr ise vor all em in der  deuts chen 

I ndus tr ie bemerkbar. Dort s chrumpf-

te die Bruttower tschöpfung um 3,0 

P rozent. Schlüss elbranchen wie der 

Mas chinen- und Autobau pr oduzier-

ten deutlich wen iger, auch in der 

Chemie- und Met al lindus trie bl ieb 

die Fertigung auf niedrigem Niveau. 

Die I nvest iti onen in Aus rüs tungen 

wie M as chinen, Geräte und Fahr-

zeuge sanken kräftig, das B augewer-

be litt unter der  Wohnungs baukr ise.

Der Außenhandel schwächel te 

ebenf all s. Die E xport e von War en 

und Diens tlei stu ngen, ins beson-

dere von M as chinen und Au tos, 

sch rumpften laut S tati st ik um 

0,8  Prozent. Für das J ahr 2025 s ei 

all en fall s mit einer Stagnati on zu 

rechnen, schätzte DI HK-Außen-

wirts chafts chef Volker T reier.  M it 

Donal d Tr ump droh ten zudem Han-

del skonflikt e. Kein anderer G7-

Indus triestaat hänge so s tark vom 

Export  ab wie die Bundesr epublik, 

sagte T homas  Gi tzel, C hefvolkswirt 

der  VP-B ank:  »Dem Außenhandel 

könnte mit neuen US-Str af zöll en 

auch im J ahr  2025 der  Wind har t ins 

Gesicht blas en.«

Teile der Kapi talvertr eter verglei

chen die Lage mit  den Jahren 200 2 

und 2003, als die deut sche Wirt -

schaft  ebenfalls  zwei Jahr e in Fol -

ge schrumpfte. Deuts chland galt als  

»kranker Mann Europas «. Die da-

mal ige Antwort der Regierung unter 

Kanzler  Ger hard Schr öder ( SPD) 

bes tand in der Agend a 201 0, mit 

der  er hebliche Teile des  Sozialst aats 

abgebaut wur den und der Arbei ts-

mar kt wei tgehend entf es s elt wurde. 

Heute for dern die Kapitalverbände 

B ür okratieabbau, Steuer entlas tun-

gen, niedr igere E nergiekosten und 

größere Schnelligkeit  b ei Infr as tr uk-

tur proj ekten.

(d pa/ jW )
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